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VOLKSWETTER 
Heute Morgen 
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* K E H R T W E N D E  
Vaduz will jetzt doch 
fü r .  die baulichen 
S i che rhe i t s t na s snah -

j men im Rheinpark Sta-
I dion aufkommen. 4 
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VOLKSBLATT L 

H I L F E  
Liechtenstein leistete 
Tschechien Hochwas
ser-Hilfe in Höhe von 
340 000 Franken. 
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G E S U N D H E I T  
Wissenschaftler ent
wickelten einen Käse,, 
der  den Cholesterin-

.| spiegel senken soll. 
22 

I B H B  S T Ü R M I S C H  
Ein Wirbelsturm hat in 
Zypern schwere Schä-

| den angerichtet. Über 
30 Menschen wurden 
verletzt. 2 4  

Z f P I M I X  

Brand im Hotel Real in Vaduz 
VADUZ - Im Hotel Real in Vaduz ist 
gestern abend im Dachgeschoss ein Brand 
ausgebrochen. Die sofort alarmierte Feuer
wehr brachte den Brand rasch unter Kon
trolle. Grösserer Schaden konnte so, laut 
Landespolizei, verhindert werden. Ein Feu
erwehrmann erlitt beim Einsatz eine 
Schnittwunde. Abklärungen zur Brandursa
che wurden aufgenommen. 

Ab Samstag gilt nur noch die 
neue Autobahnvignette 
BERN - Am kommenden Samstag, l .  
Februar, verliert die Autohahnvignette des 
Jahres 2002 ihre Gültigkeit. Ab diesem 
Datum gilt nur noch die Vignette mit der 
blauen Zahl 03, wie das Eidgenössische 
Finanzdepartement am Montag mitteilte. 
Automobilisten, die ohne oder mit der alten 
Vignette unterwegs sind, droht eine Busse 
von 100 Franken. 

VOLKI SAGT: 

« l ) r  Wolf n»ht zoni Ber
liner Bär:  I ha j o  gwösst, 
das  mer  zo'  Dütschland 
tiarisch multi Ikv.iiliiga 
hend.« 
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Fr. 1.50 
Verbund Südostschweiz 

GÜNSTIGER i 

Vaduz-Schaan-Mauren 

vom 27  JanuaK bis l .  Februar 

500 gr. Hackfleisch' 
500 gr* Hörnli 
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Europarats-Debatte abgesagt 
Parlamentarische Versammlung gibt Ball an liechtensteinisches Volk zurück 

STRASSBURG - Der Antrag auf 
eine dringliche Behandlung der 
liechtensteinischen Verfas
sungsrevision durch die Parla
mentarische Versammlung des  
Europarates hat  gestern nicht 
die nötige Zweidrittelsmehrheit 
gefunden. Somit wurde die 
Ansicht der liechtensteinischen 
Regierung bestätigt, wonach die 
Verfassungsfrage nicht in Stras-
sburg, sondern in Liechtenstein 
zu entscheiden ist. 
• M a r t i n  F r ö m m e lt  

Aufgrund des Berichts der Vene-
dig-Kommission hatte sich das 
Büro der  Parlamentarischen Ver
sammlung am 13. Januar mehrheit
lich für eine dringliche Debatte 

ausgesprochen. Diesem Antrag ist 
die Parlamentarische Versammlung 
nun je.doch nicht gefolgt. Die für 
die Dringlichkeit notwendige 
Zweitdrittelsmehrheit - bei 179 
A b s t i m m e n d e n  wären 120 Stim
men erforderlich gewesen - wurde 
bei 92 Ja, 75 Nein und 12 Enthal
tungen deutlich verfehlt. 

Keine Dringlichkeit 
Rend van der Linden (NL), Frakti

onssprecher der Europäischen 
Christdemokraten, sprach sich klar 
gegen eine dringliche Debatte aus. 
Liechtenstein verfüge über viele, 
direktdemokratischen Rechte, die 
Regierung hätte keine Chance für 
eine ausreichende Begründung 
gehabt und ausserdem gäbe es  

. dringlichere Themen, so Van. der 
Linden. Erik Jürgens vom sozialisti-
scheh Block dagegen sprach sich 
ebenso für eine dringliche Debatte 
aus wie der ungarische Abgeordnete 
und Liberalen-Vorsitzende Matyas 
Eörsi. Das Abstimmungsresultat 
bedeutet nun, dass die provisorisch 
für Donnerstag vorgesehene zwei
stündige Debatte in Strasburg ent
fällt. Ob diese Debatte in Strassburg 
je geführt wird, ist nach Auskunft 
von Renate Wohlwend, Leiterin der 
liechtensteinischen Europaratsdele
gation, derzeit nicht absehbar. 

Regierung sieht sich bestätigt 
Aussenminister Ernst Walch 

begrüsste den Entscheid in Strass
burg: «Meine Position war immer 

Profitieren S ie  a l s  
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Irak muss hesser kooperieren 
Bericht der UN-Waffenkontrolleure vorgelegt 

NEW YORK - UN-Chefinspekteur 
Hans Blix verlangt von Irak eine 
grössere Kooperationsbereit
schaft bei der Entwaffnung d e s  
Landes. 
Blix erklärte am Montag vor dem 
Weltsicherheitsrat in New York, 
Bagdad müsse mehr tun, um die 
Entwaffnung zum Abschluss zu 
bringen. Laut Mohamed EIBaradei, 
Chef  der  . Internationalen Atom
energiebehörde (IAEA), haben die 
Inspektoren keine Hinweise auf 
verbotene atomare Aktivitäten ent
deckt. Sie brauchten jedoch «noch 
ein paar Monate» für ihre Kontrol
len. Blix hielt Irak vor, die ihm auf
erlegte Entwaffnung nicht «auf
richtig akzeptiert» zu haben. 

Seite 2 4  Die beiden UNO-Chefinspektoren Mohamed EIBaradei und Hans Blix. 

die, dass diese Thematik eine inner
staatliche Angelegenheit Liechten
steins ist. Hier ist einfach etwas auf
gebauscht worden und zwar von 
Leuten aus unserem Land, denn 
vom Europarat selbst sah sich nie
mand dazu veranlasst, sich mit 
unserer Verfassungsänderung zu 
befassen. Nun, jetzt hat sich die 
Parlamentarische Versammlung 
dazu geäussert. Das Abstimmungs
ergebnis zeigt, dass die Notwendig
keit für eine dringliche Debatte 
nicht gegeben ist. Insofern freut es 
mich, dass dieses Thema jetzt wie
der in unserem Land ist: Hier soll es 
diskutiert werden und hier soll es 
auch zur Abstimmung kommen. 
Diese ganze Aktion hätte nämlich 
nicht bedeutet, dass die liechtenstei
nische Verfassungsänderung auf 
dem Tapet steht, vielmehr wäre es 
auf eine Diskussion darüber hinaus
gelaufen, was Für Spielarten der 
Demokratie in Europa Platz haben. 
Dafür sollte meines Erachtens 
jedoch nicht ausgerechnet ein Land 
Anstoss sein, das so viele direktde
mokratische Rechte kennt wie 
Liechtenstein. Insofern ist diese 
Entscheidung zu begriissen.» 

Volk hat zu entscheiden 
Seitens des Fürstenhauses nahm 

S.D. Erbprinz Alois gegenüber 
Radio L Stellung: «Es ist davon aus
zugehen, dass der Europarat erkannt 
hat, dass hier offensichtlich ein 
demokratischer Prozess im Rahmen 
einer vom Europarat genehmigten 
Verfassung stattfindet und dass das 
liechtensteinische Volk zu entschei
den hat, ob es die Verfassungsände
rungen annimmt. Ich gehe auch 
davon aus, dass der Europarat diese 
Entscheidung akzeptieren wird.» 
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Wer ist Schuld? 
BERN - Nach den Ausschreitun
gen in Landquart und Bern ist am 
Montag eine Kontroverse um die 
Verantwortung entbrannt. CVP, 
FDP und SVP kritisierten die Sozi
aldemokraten. Die Gewerkschaf
ten warfen den Bündner Behörden 
Wortbruch vor. Die Schäden nach 
den Ausschreitungen in  Bern 
belaufen sich a u f  über eine halbe 
Million Franken. Die  S V P  
bezeichnete es als bedenklich, dass 
die SP als staatstragende Regie
rungspartei im Wissen u m  die mili
tanten Gruppierungen der  Anti-
WEF-Demonstration aktiv mitge
macht habe. Die FDP verlangte 
von allen linken Parteien, dass sich 
diese in Zukunft klar von Chaoten 
abgrenzen. SP-Sprecher Jeannerat 
wies die Vorwürfe als eine bösarti
ge Interpretation zurück. 


